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Vorwort 

Üblicherweise pflegt die (Medien-)Öffentlichkeit Rekordverdächtiges auf-
zugreifen. Um die erst unlängst zu verzeichnenden höchsten Untersuchungs-
haftzahlen der Nachkriegszeit in Deutschland blieb es jedoch vergleichsweise 
ruhig, . obwohl die Gefllngnisse überflillt sind. Die vom Gesetzgeber jüngst 
geschaffene Hauptverhandlungshaft dürfte eher zu noch häufigeren Verhaf-
tungen animieren - früheren auf empirischer Grundlage erhobenen Mahnun-
gen zum Trotz, die an Haftentscheidungen Beteiligten zu einer dem Subsidi-
aritäts- und Verhältnismäßigkeitsprinzip gemäßen Haftpraxis zu bewegen. Die 
dringend gebotene quantitative Entlastung des Vollzugs soll wohl der elek-
tronische Hausarrest bewirken, dessen probeweise Einführung in Berlin und 
Hamburg die Justizministerkonferenz befürwortet (SZ vom 13.6.1997, S. 7); er 
kommt auch als Alternative zur Untersuchungshaft in Betracht. Ob dies die 
menschenunwürdige Raumnot in den (U-)Haftanstalten mindern wird oder ob 
nicht vielmehr durch diese Ausdehnung staatlicher Haftplätze auf Privatwoh-
nungen lediglich kostengünstig zusätzlicher Haftraum geschaffen wird, hängt 
letztlich von Grundhaltungen der Entscheidungsträger zu (U-)Haft und 
(U-)Haftvermeidung ab. Deren Erforschung bildet einen Schwerpunkt dieser 
Untersuchung. 

Das Justizministerium des Landes Nordrhein-Westfalen hat schon länger 
auch nach anderen Möglichkeiten einer Verminderung der Untersuchungshaft 
hierzulande gesucht. Ende 1991 übertrug es der Kriminologischen For-
schungsstelle der Universität Köln die Bearbeitung des Themas ,,Reduktion 
der Untersuchungshaft durch verstärkte Mitwirkung der Gerichtshilfe (Haft-
entscheidungshilfe)". Aus dem Auftrag ist diese Arbeit erwachsen. Sie wurde 
im Juli 1996 abgeschlossen und im Wintersemester 96/97 von der Juristischen 
Fakultät der Universität Köln als Dissertation angenommen. Zwischenzeitlich 
erschienene Literatur ist zum Teil nachträglich eingearbeitet worden. 

Eine empirische Untersuchung, die Aktenerhebungen und Experteninter-
views einschließt, ist ohne die vielfältige Mitwirkung Dritter nicht denkbar, 
eine jeden einzelnen erfassende Danksagung an dieser Stelle jedoch kaum 
praktikabel. Deshalb OOlt manche angebrachte Dankesbezeugung unbilliger-
weise recht summarisch aus oder mußte gar in den Fußnoten plaziert werden. 
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An erster Stelle möchte ich mich aufrichtig bei Herrn Prof. Dr. Michael 
Walter bedanken. Die bei ihm erfahrene wissenschaftliche Ausbildung hat mir 
zum einen die Durchführung dieses Projekts erst möglich gemacht. Zum ande-
ren stand er - als Leiter des Forschungsprojekts und Betreuer meiner Disserta-
tion - mit Rat, Tat, fruchtbarer Kritik und motivierenden Akzentsetzungen 
stets hilfreich an meiner Seite. Herrn Prof. Dr. Thomas Weigend gebührt 
Dank fur die - zumal sehr zügige - Erstellung des Zweitgutachtens. Darüber 
hinaus möchte ich den beiden Genannten - in gleicher Weise den anderen 
Herausgebern der ,,Kölner Kriminalwissenschaftlichen Schriften" - fiir die 
Aufnahme der Arbeit in diese Reihe meinen Dank aussprechen. 

Herr Dipl. -Psych. Thomas Brand, der insbesondere an Arbeiten zur Da-
tenerhebung und statistischen Datenaufbereitung beteiligt war, hat mir durch 
seine Zuverlässigkeit und seinen ruhigen Überblick die Arbeit sehr erleichtert. 
Auch dafiir danke ich ihm. In der angenehmen Arbeitsatmosphäre an der 
Kriminologischen Forschungsstelle haben in den verschiedenen Phasen des 
Projekts weitere Kollegen mitgewirkt. So möchte ich mich bei Frau Gisla 
Blankenburg, Assessor Wolf gang Schuldzinski, Dipl.-Psych. Wolf gang Fi-
scher, den studentischen Mitarbeitern des Instituts sowie bei den mit den Ak-
tenerhebungen, der Interviewaufnahme und der Dateneingabe betrauten Hel-
fern bedanken (siehe Fn. 509, 538, 546). Für die drucktechnische Aufberei-
tung des Textes schulde ich Petra Pohl und Alexander Pisters Dank. Ohne die 
freundliche Unterstützung in den einzelnen Praxisfeldern, vor allem bei 
Staats- und Generalstaatsanwaltschaften, Amts- und Oberlandesgerichten, 
Ministerien, Praxisprojekten und dem projektbegleitenden Beirat, wäre diese 
Untersuchung nicht möglich gewesen. Allen Mitarbeitsbereiten sei an dieser 
Stelle vielmals gedankt. Statt aller möchte ich die Herren Riese (StA Dort-
mund) und Gloger (StA Paderborn) nennen, die als (stellvertretender) Ge-
schäftsleiter zur Vorbereitung der Aktenuntersuchung mir zahllose - zum Teil 
zuvor noch zu ermittelnde - Akten zugänglich machten. 

Bewußt wird diese Danksagung abgeschlossen mit dem Justizministerium 
des Landes Nordrhein-Westfalen. Es stand als Initiator am Anfang der Unter-
suchung, mein Dank an den Auftraggeber dieser Forschungsarbeit soll deren 
Endpunkt bilden. Ich habe mich nicht nur zu bedanken für die finanzielle und 
sonstige Förderung des Projekts, sondern vor allem für eine Forschungsmög-
lichkeit in voller Freiheit und ohne jegliche inhaltliche Einflußnahme in ei-
nem ebenso interessanten wie hochsensiblen Bereich. 

Köln, im Juni 1997 Helmut Geiter 
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A. Notwendigkeit und Ziel der Arbeit 

I. Untersuchungshaft: Streitbefangenes Problemfeld 
seit über einem Jahrhundert 

Die Kritik an der Untersuchungshaft ist fast so alt wie unsere Strafprozeß-
ordnung!. Pointiert bereits zu Beginn des 20. Jahrhunderts (1906) als "das 
trübste Kapitel in der deutschen Strafrechtspflege" bezeichnee, fällt kurz vor 
dessen Ausklang eine ebenso knapp resümierende Bewertung der Untersu-
chungshaft hierzulande kaum anders aus: "Untersuchungshaft - Stiefkind der 
Justiz" lautet nämlich plakativ der Titel eines 1995 erschienenen Sammelban-
des3• Ohne aufwendig abgelegenes Schrifttum durchforsten zu müssen. finden 
sich vergleichbare Beurteilungen auch im Zeitraum zwischen diesen Bekdaten. 
So erachtete man im Jahre 1925 das in dem Zitat von 1906 zum Ausdruck 
kommende "harte Urteil...auch heute noch im wesentlichen zutreffend,,4 und 
konstatierte in der Mitte des Jahrhunderts, daß "der Ruf nach einer Reform des 
Gesetzes und nach Änderung seiner praktischen Anwendung ... niemals ver-
stummt" seis. Der eingangs des Jahrhunderts geprägten Formulierung wurde 
in den 80er Jahren "nach wie vor" Gültigkeit attestiert6, auch wenn die ur-
sprüngliche Aussage nunmehr unter der Überschrift "Untersuchungshaft: Die 

I H. Schöch, 1987d, S. 9; J.-M. Jehle, 1985, S. 4 m.w.N. 
2 So der Berliner Rechtsanwalt Hugo Heinemann, 1906, S. 520. Weitere kritische 

Stimmen aus jener Zeit - nicht allein von Rechtsanwälten, sondern auch von Staatsan-
wälten Wld Richtern - sind zusammengestellt bei W. Rosenberg, 1906, S. 339 f 

3 R. ReindllW. NickolaiiG. Gehl (Hrsg.), 1995. hn VOlWort, S. 7, weisen die Her-
ausgeber darauf hin, daß schon 1882 Franz von Liszt die Untersuchungshaft als 
"Stiefkind der Justiz" bezeichnet habe. Als "Stiefkind der Stratjustiz" markierte sie H. 
Müller-Dietz, 1984, S. 87, und F. Dünkel, 1985, S. 334, resümierte, daß diese Be-
zeichnung "nahezu einhelligem Konsens entsprechen" dürfte. 

4 W. Rosenberg, 1925, S. 1446. 
5 H. Dahs, 1959, S. 505. 
6 J. Wolter, 1981, S. 452. 
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vergessene Reform" - zeitgeschichtlich aktueller gefaßt - als "eines der dun-
kelsten Kapitel bundesdeutscher Strafrechtspflege" bezeichnet wurde'. 

Die Kritik an dieser "Freiheitsberaubung gegenüber einem Unschuldigen"S 
spart dabei weder die rechtliche Regeluni noch den Vollzug der Untersu-
chungshaftlO, der häufig als das gegenüber dem Strafvollzug größere Übel 
klassifiziert wirdl1 , aus. In erster Linie wendet sie sich jedoch gegen die Art 
und Weise ihrer Handhabungl2, die - auf eine griffige Formel gebracht - von 
zu raschen, zu häufigen und zu lange andauernden Verhaftungen bestimmt 
sei13• Indem diese vor Jahrzehnten ebenso wie heutel4 als unverhältnismäßig 
gebrandmarkte Praxis der Untersuchungshaft als "Krebsschaden des Ermitt-
lungsverfahrens"ls diagnostiziert wird, ist über das Testat gegenwärtiger Ge-
fährdung hinaus, eine - ohne erfolgreiche Therapie - für den Rechtsstaat un-
günstige Entwicklung prognostiziert. Schließlich macht gerade die Art und 
Weise, wie mit der sensiblen Materie der Untersuchungshaft im Alltag umge-
gangen wird, das rechtspolitische Klima eines Landes erspürbar. Recht und 
Wirklichkeit der Untersuchungshaft werden deshalb immer wieder in das Bild 
des Seismographen gebracht, der selbst leichteste Veränderungen überdeutlich 
registrierel6. Da sich am Gebrauch der Untersuchungshaft "die Punitivität 

, H. Isola, 1987, S. 32. 
8 W. Hassemer, 1984, S. 40. 
9 Siehe hinsichtlich der Kritik an den über die Flucht, Flucht- und Verdunke-

lungsgefahr hinausgehenden Haftgründen die Zusanunenstellung bei M. Gebauer, 
1987a, S. 11 f.; nach 1 Wolter, 1981, S. 452 sind die Regeln der U-Haft "von Grund 
aufrefonnbedürftig", und M. Seebode, 1989, S. 122, spricht von einer "ungewöhnlich 
hohen 'Ineffektivitätsquote' der §§ 112 ff. StPO"; bzgl. Kritik an der rechtlichen Rege-
lung des Untersuchungshaftvollzuges vgl. auch M. Seebode, 1985. 

10 H. Müller-Dietz, 1984, S. 79 f.; M. Seebode, 1989, S. 120 m.w.N. in Fn. 38 f.; 
siehe auch die Beiträge in H. Schöch (Hrsg.), 1987c; F. DünkeVA. Rosner (Hrsg.), 
1982, S. 27 f.; K.P. Rotthaus, 1973, S. 2271; international vergleichend G. Kaiser, 
1993, S. 23 f. 

11 Siehe H. Müller-Dietz, 1991, S. 234; M. Seebode, 1987, S. 17 f.; vgl. dazu 
jUngst die Beiträge von P.P. Wentz, B. Wild, H. Reh, R. Spiegel und H. Seibert in: R. 
ReindVW. NickolailG. Gehl (Hrsg.), 1995. 

12 So H.-H. Jescheck, 1962, S. 66; M. Seebode, 1991, S. 169; H. A. Engelhard, 
1986, S. 360; U. EisenbergIF. T6th, 1993, S. 293 f. 

13 Vgl. jUngst R. SchlothauerlH.-l Weider, 1996, Rn. 5 f.; siehe bereits H.-H. Je-
scheck, 1962, S. 66, sowie zur Diskussion in den 80er Jahren Brüssow, 1983, S. 115, 
und R. Schlothauer, 1984, S. 48. 

14 J.-M. Jehle, 1992, S. 350. 
IS B. SchUnemann, berichtet bei T. Weigend, 1981, S. 1285. 
16 Vgl. etwa H. Schöch, 1987a, S. 992, und K.-L. Kunz, 1994, § 23 Rn. 55. 
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einer Gesellschaft ablesen" lassel7, erscheine deren Ausgestaltung als 
"Spiegelbild der jeweiligen Auffassung des Verhältnisses von Staat zum Bür-
ger"18• Denn der für das Strafverfahren ohnehin typische Konflikt zwischen 
dem Staat und dem einer Straftat Beschuldigten kulminiert auf dem Gebiet der 
Untersuchungshaft, dieser Schnittstelle zwischen staatlichen Strafverfolgungs-
interessen und Freiheitsrechten des einzelnenl9. Bevor kein rechtskräftiges 
Urteil gesprochen ist, steht der Eingriffsbefugnis des Staates die aus dem 
Rechtsstaatsprinzip in Verbindung mit dem grundrechtlichen Persönlichkeits-
schutz abgeleitete, in Art. 6 Abs. 2 MRK. ausformulierte Unschuldsvermutung 
gegenübero. In Konsequenz dessen ist 

"die volle Entziehung der persönlichen Freiheit durch Einschließung in eine Haft-
anstalt ein Übel, das im Rechtsstaat grwtdsätzlich nur dem zugeftlgt werden darf, 
der wegen einer gesetzlich mit Strafe bedrohten Handlung rechtskräftig verurteilt 
worden ist. Diese Maßnahme schon gegen einen einer Straftat lediglich Verdächti-
gen zu ergreifen, kann nur in streng begrenzten AusnahmeflilIen zulässig sein ... "21. 

Untersuchungshaft darf nur angeordnet werden, 

"wenn und soweit der legitime Anspruch der staatlichen Gemeinschaft auf voll-
ständige Aufklärung der Tat und rasche Bestrafung des Täters nicht anders gesi-
chert werden kann als durch vorläufige Inhaftierwtg eines Verdächtigen"22. 

Wenn Richter gleichwohl - nach Schätzungen, die vor Öffnung der osteu-
ropäischen Grenzen und der deutschen WiedelVereinigung angestellt wurden -
jährlich zwischen 35000 und 50000 Menschen einweisen, die Untersuchungs-
haft damit die am häufigsten angeordnete und vollzogene Freiheitsentziehung 
ist23, sind Zweifel angebracht, ob diese in der Praxis tatsächlich, wie vom 

17 M. Walter, 1995, S. 99. 
18 F. W. Krause, 1978, S. 75. 
19 Siehe zur verfassungsrechtlichen Situation ausfilhrlich W. Hetzer, 1983, S. 47 f.; 

unter eher alltagspraktischen Gesichtspunkten vgl. J. Benfer, 1990, S. 89 f. 
20 BVerfGE 19, 342 f., (347); 22, 254 f., (265); 35, 311 f., (320); 74, 358 f., (370); 

BVerfG NJW 43 (1990), 2741 f., (2741); vgl. ausfllhrlich H.-U. PaetTgen SK-StPO, 
vor § 112 Rn. 21 f. m.w.N. 

21 BVerGE 19, 324 f., (347), Hervorhebung von H.G.; siehe auch die Formulierwtg 
"Ausnahme" bei G. Wendisch LR-StPO, § 112 Rn. 58. 

22 BVerfGE 19, 342 f., (347); 20, 45 f., (49); 20, 144 f., (147), Hervorhebung von 
H.G. 

23 Siehe M. Seebode, 1991, S. 171 m. w.N. in Fn. 10 und 11; G. Koop, 1988, S. 10, 
ging von jährlich bis zu 60000 Untersuchungsgefangenen aus. G. Kaiser KKW, 1974, 
S. 330, sprach gar von 70000 Untersuchungsgefangenen pro Jahr. Die Begrülldetheit 
solcher Annahmen ergibt sich jedenfalls zum Ende der 80er Jahre aus der Antwort des 
Bundesministers der Justiz vom 28.3.1990 auf eine Kleine Anfrage der SPD-Fraktion 
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